ANWARTSCHAFTSVEREINBARUNG
(Vorbehaltlich Ankauf der Immobilie und freiwerden der Genossenschaftswohnung)

Zwischen
der Petersburger 29 eG, vertreten durch den Vorstand, Petersburger Str. 29 in 10249 Berlin 
– nachfolgend „Genossenschaft“ genannt –
und
Herrn/Frau [Name des Bewerbers], [Aktuelle Anschrift] 
– nachfolgend „Anwärter/Mitglied“ genannt –
wird folgende Vereinbarung geschlossen:

§ 1 Gegenstand der Vereinbarung
(1) Das Mitglied ist der Genossenschaft beigetreten (Mitglieds-Nr.: [Nummer]). 

(2) Die Genossenschaft beabsichtigt, die Immobilie in der Petersburger Str. 29, in 10249 Berlin zu erwerben. Der wirtschaftliche Übergang (Übergang von Nutzen und Lasten) an die Genossenschaft hat zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht stattgefunden.
(3) Ziel dieser Vereinbarung ist es, dem Mitglied die Nutzung der folgenden Wohnung zu sichern, sobald die in § 3 genannten Bedingungen erfüllt sind:

a. Lage: [z. B. 2. Obergeschoss, links, Wohnungs-Nr. XY]
b. Wohnfläche: ca. [qm] m²
§ 2 Anwartschaftsrecht (Verpflichtung zum Vertragsabschluss)
(1) Die Genossenschaft verpflichtet sich, mit dem Mitglied einen Dauernutzungsvertrag über die in § 1 genannte Wohnung abzuschließen, sobald die Genossenschaft rechtliche/wirtschaftliche Verfügungsgewalt über die Wohnung erlangt hat und diese bezugsfrei ist. 

(2) Das Mitglied nimmt dieses Angebot hiermit an und verpflichtet sich, den Dauernutzungsvertrag zu unterzeichnen und die Wohnung zu übernehmen, sobald diese bezugsfertig zur Verfügung steht.

(3) Das Anwartschaftsrecht ist untrennbar mit der Mitgliedschaft verbunden. Wird die Mitgliedschaft gemäß § 2 der Satzung übertragen, geht auch die Anwartschaft auf den Rechtsnachfolger über, sofern die Genossenschaft der Übertragung zustimmt.

§ 3 Nutzungsbeginn und Vorbehalt der Verfügbarkeit
(1) Diese Anwartschaft und der spätere Nutzungsbeginn stehen unter den ausdrücklichen aufschiebenden Bedingungen, dass der wirtschaftliche Übergang (Besitz-, Nutzen- und Lastenwechsel) der Gesamtimmobilie an die Genossenschaft erfolgreich vollzogen wird.

[ ] Variante A: Wohnung ist bezugsfrei / Festes angestrebtes Datum 
(1) Angestrebter Termin: Die Wohnung ist bereits bezugsfrei oder wird zu einem absehbaren Zeitpunkt frei. Die Parteien streben einen Nutzungsbeginn zum [Datum, z. B. 01.05.2024] an. 
(2) Verschiebung: Sollte die Wohnung zum angestrebten Termin aus Gründen, die die Genossenschaft nicht grob fahrlässig oder vorsätzlich verschuldet hat (z.B. Verzögerung bei Ankauf), nicht bezugsfertig sein, verschiebt sich der Nutzungsbeginn auf den 1. oder 16. des darauffolgenden Monats. Die Genossenschaft wird das Mitglied unverzüglich informieren.
(3) Haftungsausschluss: Schadensersatzansprüche des Mitglieds wegen leicht fahrlässig verzögerter Überlassung (z. B. Hotelkosten, Einlagerung) sind ausgeschlossen.

[ ] Variante B: Wohnung ist langfristig vermietet (Kein Einzugsdatum) 
(1) Ausgangslage: Den Parteien ist ausdrücklich bekannt, dass die vertragsgegenständliche Wohnung auf unbestimmte Zeit an einen Dritten (Bestandsmieter) vermietet ist. Es liegt aktuell keine Kündigung vor. Da die Genossenschaft als juristische Person das Mietverhältnis nicht wegen Eigenbedarfs kündigen kann, ist der Zeitpunkt des Freiwerdens absolut ungewiss. 
(2) Kein angestrebter Termin: Ein voraussichtlicher oder angestrebter Zeitpunkt für den Nutzungsbeginn kann daher ausdrücklich nicht benannt, zugesichert oder garantiert werden.
(3) Diese Anwartschaft steht unter der weiteren aufschiebenden Bedingung, dass das Mietverhältnis mit dem aktuellen Bestandsmieter in der Zukunft rechtmäßig beendet wird und der Bestandsmieter die Wohnung an die Genossenschaft herausgibt. 
(4) Haftungsausschluss: Da die Bezugsfreiheit völlig ungewiss ist und außerhalb des Einflussbereichs der Genossenschaft liegt, übernimmt das Mitglied das alleinige Risiko der zeitlichen Verzögerung. Jegliche Schadensersatzansprüche des Mitglieds wegen einer (vermeintlich) verspäteten Überlassung der Wohnung sind vollumfänglich ausgeschlossen. Die Genossenschaft informiert das Mitglied unverzüglich, sobald eine Kündigung vorliegt.
§ 4 Finanzielle Verpflichtungen (Anteile & Baukostenzuschuss)
(1) Gemäß § 3 der Satzung hat das Mitglied für die Wohnung weitere nutzungsbezogene Geschäftsanteile zu zeichnen.
· Anzahl der Anteile: [Anzahl]
· Nennwert je Anteil: [Betrag] €
· Gesamtsumme Anteile: [Betrag] € Die Einzahlung erfolgt gemäß Satzung. Diese Anteile werden bei Austritt gemäß Satzung ausgezahlt.
(2) Baukostenzuschuss: (Bitte die zutreffende Variante ankreuzen)

[   ]  Für die Überlassung dieser Wohnung wird neben den satzungsgemäßen Geschäftsanteilen kein gesonderter Baukostenzuschuss erhoben.
[   ]  Gemäß § 3 der Satzung wird für diese Wohnung ein Baukostenzuschuss vereinbart.
· Höhe des Zuschusses: [Betrag] €
· Fälligkeit: Zahlbar bis zum [Datum oder "bei Unterzeichnung des Nutzungsvertrages"].
· Amortisationsvereinbarung (Rückzahlungsschutz): Der Baukostenzuschuss wird linear über einen Zeitraum von 10 Jahren abgewohnt. Die Amortisationsfrist beginnt ab dem Datum des tatsächlichen Nutzungsbeginns der Wohnung. Endet das Nutzungsverhältnis vor Ablauf dieser 10 Jahre, erstattet die Genossenschaft dem Mitglied den noch nicht abgewohnten Betrag zeitanteilig zurück. (Rechenbeispiel: Bei Auszug nach exakt 4 Jahren werden 60 % erstattet). Nach Ablauf der 10 Jahre ist der Betrag vollständig abgewohnt und verbleibt bei der Genossenschaft.

§ 5 Voraussichtliche Nutzungsgebühr
(1) Die voraussichtliche monatliche Nutzungsgebühr beträgt nach aktueller Kalkulation [Betrag] €. Hinzu kommen Vorauszahlungen für Betriebskosten.

(2) Preisschutz: Sollte die endgültige Nutzungsgebühr bei Vertragsabschluss mehr als 10 % über dem hier genannten Betrag liegen, ist das Mitglied berechtigt, kostenfrei von dieser Anwartschaftsvereinbarung zurückzutreten.
§ 6 Rücktritt von der Anwartschaft
Die Voraussetzungen für einen vertraglichen Rücktritt richten sich nach der in § 3 gewählten Variante:
(1) Bei Wahl von Variante A: 
a. Sollte die Wohnung aus Gründen, die die Genossenschaft zu vertreten hat, nicht bis zum Ablauf von 6 Monaten nach dem in § 3 vereinbarten angestrebten Termin zur Verfügung stehen, haben beide Parteien das Recht, die Anwartschaftsvereinbarung mit sofortiger Wirkung schriftlich zu kündigen.

(2) Bei Wahl von Variante B:
a. Da der Zeitpunkt der Wohnungsüberlassung ungewiss ist, kann das Mitglied die Anwartschaftsvereinbarung unter Einhaltung der satzungsgemäßen Frist kündigen.

(3) Scheitert der Ankauf der Immobilie durch die Genossenschaft endgültig, erlischt diese Vereinbarung automatisch.

(4) In den Fällen von Abs. 1,  Abs. 2 oder Abs. 3 werden dem Mitglied die bereits eingezahlten Pflichtanteile sowie ein etwaig bereits gezahlter Baukostenzuschuss unverzüglich und abzugsfrei erstattet.
§ 7 Schlussbestimmungen
(1) Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen bedürfen der Schriftform. 

(2) Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam sein, berührt dies die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht.


Ort, Datum: ______________________

_________________________		___________________________
Unterschrift Genossenschaft 				Unterschrift Mitglied

